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Misstrauensantrag 

gemäß§ 55 GOG-NR 

der Abgeordneten Philip Kucher, 

Genossinnen und Genossen 

betreffend Versagen des Vertrauens gegenüber der Bundesregierung wegen 

ihres Totalversagens in der Teuerungskrise 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 11 / Bericht des Budgetausschusses über 

den Bundesrechnungsabschluss für das Jahr 2022 (111-942/2189 d.B.) 

Begründung 

Seit zwei Jahren steigen die Preise enorm. Dennoch weigert sich die 

Bundesregierung beharrlich, wirksame Gegenmaßnahmen zu setzen. Dies zeigt sich 

auch deutlich im Bundesrechnungsabschluss für das Jahr 2022. Die Rekordinflation 

in Österreich hat zu unfassbaren Mehreinnahmen alleine aus der Umsatzsteuer von 

fast 5 Milliarden Euro geführt. Der Anstieg ist aufgrund der Schwäche des privaten 

Konsums fast ausschließlich auf den ungebremsten Preisanstieg zurückzuführen. 

Statt durch entschlossene Markteingriffe endlich unsere Leute zu entlasten, 

präsentiert die schwarz-grüne Koalition laufend neue Mogelpackungen. Diese sind 

entweder von vornherein ungeeignet, die Lage zu verbessern. Oder noch schlimmer: 

sie heizen das Problem sogar weiter an. 

Die Bilanz der schwarz-grünen-Regierung ist katastrophal : 

• Österreich ist seit acht Monaten das Land mit der höchsten Inflationsrate in 

Westeuropa - im Sommer ist die Inflationsrate sogar noch einmal gestiegen. 

• Der Durchschnittshaushalt gibt mittlerweile 500 € pro Monat für den 

Lebensmitteleinkauf aus. Das sind um rund 1.000 €mehr pro Jahr als die 

Deutschen. 

• Österreich ist das Land mit der drittschlechtesten Wirtschaftsentwicklung in 

der gesamten Eurozone. 

• Ein Drittel der Menschen in Österreich beklagt Einkommensverluste. 

• Jede:r Vierte kann sich das Wohnen nicht mehr leisten. 
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• 760.000 Menschen sind nicht in der Lage, im Winter ihre Wohnungen zu 

heizen. 

• Ein Drittel der österreicher:innen konnte sich heuer keinen Urlaub leisten. 

Die höchste Inflationsrate in Westeuropa ist kein Zufall. Sie ist hausgemacht. Seit 

zwei Jahren warnt die SPÖ vor dieser Entwicklung. Hochrangige Vertreter:innen der 

Regierungsfraktionen haben dies als „Inflationshysterie" abgetan. Über Vorschläge 

der SPÖ für Markt- und Preiseingriffe - wie in anderen Ländern - wurde von der 

Regierungsbank herab gespottet. 

Inflationsraten in der Eurozone 
MONAT INFLATION 1 ABW. 0 .1 TREND 

0 Slowakei 8/2023 +4.3 ~··· 
: Kroat ien 8/ 2023 +3,2 ~··· 
: Österreich 8/ 2023 +2.3 ~· 

Deutschland 8/ 2023 +1.1 ~··· 
Litauen 8/2023 +l ,l ____./'.. .. 

~ Slowenien 8/ 2023 +0,8 ~· 
4 • Frankreich 8/ 2023 +0.4 ___..,,-
: Lettland 8/ 2023 +0.3 ~ .. 
4. Italien 8/ 2023 5,5% +0.2 ~· · 

R/ 2023 5,3% 0,0 ____./"- .. ' 
8/ 2023 5,0% -0.3 _._,,r-- ·· 

8/ 2023 4,9% -0.4 ~·· 
Estland 8/2023 4,3% -1,0 ~ .. 

: Luxemburg 8/2023 3.5% -1.8 ~ 

·~ Gr10chonlnnd 8/ 2023 3,4% - 1,9 ___.__,./"-

: Niederlande 8/ 2023 3,4% - 1,9 ~ ... 
f- Finnland 8/ 2023 3,4% -1,9 ~·· 

Zypern 8 /2023 3.0% -2.3 ~ 

4 • Belgien 8/ 2023 2,4% -2.9 ~'·' 
i!8" Spanien 8/ 2023 2.4% -2.9 ___,/'--.. ,, -H 'l'•·" '*'lf\o 'h .t• "ltltp 

At'"'' /u!TI 1.>u• „ 1' I! n. ~ f ,„ l ~. 

O,u1•n f-ur.,..IRI (lr 111f,k .•m1lll'><"ht1otHll 

Die „Maßnahmen" der Koalition blieben unterdessen wirkungslos: Die 

Einmalzahlungen sind verpufft, das Preisniveau bleibt hoch und die Preise steigen 

immer weiter. Die SPÖ hat die Regierungsparteien deshalb vor dem Sommer 

aufgefordert, das Parlament nicht in die Sommerpause zu schicken. Die SPÖ wollte 

nicht noch mehr Zeit verstreichen lassen und endlich einen gemeinsamen, breit 

getragenen Plan zur Entlastung auf den Weg zu bringen . Der Antrag wurde von der 

Koalition aber abgelehnt. Im Regierungsurlaub ist zwei Monate lang nichts 

geschehen. Das erwartbare und traurige Ergebnis: Auch im August war Österreich 
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das Land mit der höchsten Inflationsrate in Westeuropa. Die Teuerung ist sogar 

erneut auf 7,4% gestiegen. 

Das Versagen der Bundesregierung bedroht mittlerweile auch die wirtschaftliche 

Entwicklung und den sozialen Frieden: Mittlerweile steigt jeden Monat die 

Arbeitslosigkeit. Der Einzelhandel verzeichnet in Österreich ein reales Minus, 

weshalb immer mehr Einzelhändler Konkurs anmelden müssen. Der Grund: Die 

Österreicher:innen müssen sich in ihrem Konsum auf die wesentlichen Dinge des 

Lebens beschränken: Wohnen, Nahrungsmittel und Energie. Das 

Wirtschaftswachstum stagniert, eine Rezession steht vor der Tür. 

Die Daten der Statistik Austria zeigen eindeutig , dass es unseren Leuten schlicht und 

einfach an allen Ecken und Enden an Geld fehlt: 

Lebensmittel 

Nicht-Nahrungsmittel 

Umsatzveränderung zum Vorjahreszeitraum in % 
Ausgewahlte Branchen 

nominell real 

9,5 -1 ,9 

1,7 -5,4 

Q: STATISTIK AUSTRIA, Konjunkturstatistik Handel. 

Im ersten Halbjahr 2023 ging der Konsum im österreichischen Einzelhandel deutlich 

zurück. Insgesamt ist der Einzelhandel real um 3,8% geschrumpft. Rechnet man den 

Lebensmittelbereich heraus, ist der Einzelhandel in Österreich sogar um 5,4% 

zurückgegangen. Der reale Konsum schrumpft laut den Wirtschaftsforscher:innen 

des Wifo ebenfalls. Die Menschen konsumieren heute also bereits weniger als vor 

einem Jahr. 

Der Grund ist eindeutig: Die Rekordinflation in Österreich. Und für diese trägt die 

alleinige Schuld die Bundesregierung . Sie sieht tatenlos zu, wie unseren Leuten von 

Lebensmittelkonzernen und Spekulant: innen das Geld aus der Tasche gezogen wird. 

Demgegenüber stehen x-fache Beispiele aus anderen Ländern , wie mit 

entschlossenen Markteingriffen mit großem Erfolg gegengesteuert wurde: 

• In der Schweiz sind Energiepreise für Haushalte reguliert und orientieren sich 

an den Herstellungskosten. In Österreich schreiben die Energiekonzerne auf 

Kosten unserer Leute weiter Rekordgewinne. 
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„ 

• In Frankreich wurden die Mieten wirksam gedeckelt. In Österreich verdienen 

sich Immobilienspekulant: innen am Leid der Mieterinnen und Mieter eine 

goldene Nase. 

• In Deutschland hat man die Mehrwertsteuer auf Gas gesenkt und gleichzeitig 

einen Energiepreisdeckel eingeführt in anderen Ländern wurde die 

Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel gesenkt oder gänzlich gestrichen. In 

Österreich erhalten die Energiekonzerne noch zusätzliche Förderungen. 

Möglichkeiten hätte es genug geben. Doch die schwarz-grüne Bundesregierung war 

entweder unwillig oder unfähig. Diesen Luxus einer überforderten Regierung kann 

sich unser Land schon lange nicht mehr leisten: Denn das Nichtstun der Regierung 

hat weitreichende Folgen für die Menschen, aber auch den Wirtschaftsstandort. 

Ausbaden müssen dies nun unter anderem die Sozialpartner bei den anstehenden 

Lohnverhandlungen . 

Die schwarz-grüne Bundesregierung hat zum wiederholten Male alle Warnungen der 

Opposition ignoriert. Eine Sondersitzung zur Teuerung ist ohne Ergebnis verstrichen , 

weil die Regierung keinen einzigen Vorschlag zur Preissenkung der SPÖ 

aufgegriffen hat. Man hat einen „Schmähpreisdeckel" präsentiert, den man der 

Bevölkerung als Mietpreisdeckel verkauft. Es ist ein Deckel der über der 

prognostizierten Inflationsrate liegt. Die Mieten sind bereits um 25% gestiegen. Statt 

die Steigerungen zurückzunehmen, schlägt die Regierung vor, dass die Mieten in 

den nächsten drei Jahren wieder um bis zu 15% erhöht werden. 

Die Bundesregierung aus ÖVP und Grünen hat mehrfach bewiesen , dass sie nicht in 

der Lage oder willens ist, die Teuerungskrise im Sinne der Menschen und des 

Wirtschaftsstandortes erfolgreich zu bekämpfen und die Inflation zu dämpfen. Die 

Inflation steigt, die Wirtschaft schrumpft und die Konzerne schreiben Rekordgewinne, 

während immer mehr Menschen in Österreich nicht wissen, wie sie mit ihrem 

Einkommen das Auslangen finden . Österreich kann sich eine Regierung des 

Nichtstuns, des Streits und der gegenseitigen Blockade in dieser Situation nicht mehr 

leisten. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Der Bundesregierung und den Staatssekretär: innen wird gemäß Art. 74 Abs. 1 iVm 

Art. 78 Abs. 2 B-VG durch ausdrückliche Entschließung des Nationalrates das 

Vertrauen versagt." 
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